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Betreff: 7. Änderung des Flächennutzungsplans der Wissenschaftsstadt Darmstadt 
(Teilbereich 7.1) (Aufstellungsbeschluss und Beschluss zur frühzeitigen Beteiligung) 

 

Vorlage vom: 10.09.2014 
 

Beschlussvorschlag: 
 

1. Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Wissenschaftsstadt Darmstadt ist für den 

Teilbereich 7.1: Kelley-Barracks/Nathan-Hale-Depot (s. Übersichtsplan in der Anlage) zu 
ändern. 

2. Den Allgemeinen Zielen und Zwecken der 7. Änderung des rechtswirksamen 

Flächennutzungsplans (Teilbereich 7.1) (Anlage) wird zugestimmt. Sie sind der frühzeitigen 

Unterrichtung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (1) BauGB sowie der frühzeitigen Unterrichtung 

der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (1) BauGB zu Grunde zu 

legen. 

3. Die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (1) BauGB erfolgt bei der 

Stadtbauverwaltung - Stadtplanungsamt - für die Dauer eines Monats durch Auslegung der 

unter Punkt 2. genannten Unterlagen mit gleichzeitiger Gelegenheit zur Äußerung und 



- 2 - 

Erörterung. Diese Form der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung ist ortsüblich bekannt zu 

machen. Die frühzeitige Unterrichtung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

gem. § 4 (1) BauGB erfolgt schriftlich parallel zur Öffentlichkeitsbeteiligung. 

 

Punkt 1 ist von der Stadtverordnetenversammlung zu beschließen. 

Punkte 2 und 3 sind von der Stadtverordnetenversammlung zur Kenntnis zu nehmen. 

 

 

Anlagen: 7. FNP-Änderung (Teilbereich 7.1) - Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung 

 

Datenschutzrelevante Anlage:  

 

Folgekosten:    Ja    Nein 

 

Beschluss des Magistrats vom                      
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Begründung zur Magistratsvorlage 2014/0364 vom 10.09.2014: 

 
Zu 1.: 
 

Zum 1. April 2006 ist der Flächennutzungsplan der Wissenschaftsstadt Darmstadt wirksam 

geworden. Der rechtswirksame Flächennutzungsplan weist die Flächen der ehemaligen 

militärischen Liegenschaften der US Streitkräfte als Sonderbaufläche Bund (Verteidigung) 

sowie die Freiflächen im südlichen Bereich als Grünfläche für Sportanlagen und als 

Waldfläche – beides Sonderflächen Bund (Verteidigung) – aus.  

Nach dem erfolgten Wegzug der amerikanischen Streitkräfte aus Darmstadt werden diese 

Flächen nun nicht mehr für militärische Zwecke benötigt. Nördlich, nordöstlich und 

südöstlich des Geltungsbereichs befinden sich bereits Gewerbegebiete, diese sollen um die 

Flächen der ehemaligen militärischen Flächen ergänzt werden. Der Flächennutzungsplan 

muss daher geändert werden. 

 

Das Verfahren zur Änderung des Flächennutzungsplans beginnt mit dem 

Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 (1) BauGB. 

 
Zu 2.: 
 

Zur 7. Änderung des Flächennutzungsplans (Teilbereich 7.1) wurden die allgemeinen Ziele 

und Zwecke der Planung erarbeitet, die die Übersichtskarte zum Flächennutzungsplan und 

die Detailkarte mit dem Geltungsbereich der 7. Änderung des Flächennutzungsplans 

(Teilbereich 7.1) mit enthalten (Anlage). Diese Unterlagen können nach dem Beschluss des 

Magistrats für das weitere Verfahren verwendet werden. 

 

Zu 3.: 

 

Das BauGB schreibt in § 3 (1) zur frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung vor, die Öffentlich-

keit über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung frühzeitig zu unterrichten und all-

gemein Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung zu geben. 

Dazu erfolgt eine einmonatige öffentliche Auslegung der allgemeinen Ziele und Zwecke zur 

7. Änderung des Flächennutzungsplans (Teilbereich 7.1) (Anlage) beim Stadtplanungsamt, 

mit der zugleich den Bürgerinnen und Bürgern die Möglichkeit gegeben wird, ihre 

Stellungnahmen im Stadtplanungsamt vorzubringen und zu erörtern. Dies wird ortsüblich 

bekannt gemacht. 

 

Parallel dazu werden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (1) 

BauGB schriftlich von der Planung informiert. 

 

Die Dezernentin III: 

 

 

 

Cornelia Zuschke 

Stadträtin 
 
Darmstadt, den 10. September 2014 
III/61.1.1 il Nst. 2607 
III/61.2 zim Nst. 2603 
 


